
Nachschlagewerk: ja 
BGHZ:_________  nein

BGB §§ 305, 242 Ba, 278

Zur Frage der Haftungsbeschränkung bei einer auf­
gedrängten Probefahrt mit einem Gebrauchtwagen.

BGH, Urt. v. 10. Januar 1979 - VIII ZR 264/76 - OLG StuttgartLG Ulm
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J ustizamtsinspektor
als Urkundsbeamter 
der Geschäftsstelle

in dem Rechtsstreit

Elisabeth Istraße^l in

Beklagten und Revisionsklägerin,

- Prozeßbevollmächtigter: Rechtsanwalt Frhr.

g e g e n

Mario muM R  Ha traße in *

Kläger und Revisionsbeklagten,

Prozeßbevollmächtigter: Rechtsanwalt Dr.



Der VIII. Zivilsenat des Bundesgerichtshofes 
hat auf die mündliche Verhandlung vom 10. Januar 1979 
durch den Vorsitzenden Richter Braxmaier und die Richter 
Claßen, Dr. Hiddemann, Wolf und Merz

für Recht erkannt:

Auf die Revision der Beklagten werden 
das Urteil des 10. Zivilsenats des 
Oberlandesgerichts Stuttgart vom 
28. Oktober 1976 und das Urteil des 
Landgerichts Ulm vom 22. Dezember 1975 
geändert, soweit die Beklagte verurteilt 
worden ist.

Die Klage wird abgewiesen.

Der Kläger trägt die Kosten des Rechts­
streits.

Von Rechts wegen

Tatbestand

Im März 1975 erwarb der Kläger bei der Firma 
Auto-MeH®KG in einer autorisierten Alfa
Romeo Vertretung, einen neuen Pkw. Um das Anfallen von 
Mehrwertsteuer zu vermeiden, übernahm es die Firma Melis 
aufgrund eines formularmäßig gestalteten Vermittlungs­
auftrags vom 9* März 1975, den vom Kläger bis dahin ge­
fahrenen Alfa Romeo Sud zum Mindestverkaufspreis von 
6 000 DM im Namen und für Rechnung des Klägers zu
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verkaufen und zu übereignen. Ein etwaiger Mehrerlös 
sollte der Firma Me^BI2US,telien • Unter der Überschrift 
"Haftung für Schäden" heißt es in dem Vermittlungsauf­
trag:

"1. Der Vermittler ist berechtigt, Probe-, 
Vorführungs- und überführungsfahrten 
selbst oder durch Dritte im Rahmen des 
ihm erteilten Auftrages durchzuführen.

2. Der Vermittler ist nicht zur Versiche­
rung des Fahrzeugs verpflichtet. Für 
Schäden an diesem haftet er, soweit sie 
durch Außerachtlassung seiner Sorgfalts­
pflicht entstanden sind. Dies ist insbe­
sondere dann der Fall, wenn er es in 
seinem Betrieb an der nötigen Aufsicht 
hat fehlen lassen, oder wenn er eine 
ungeeignete Person mit der Durchführung 
einer Fahrt beauftragt hat.”

Die Firma M e ^ p  bietet die Fahrzeuge in derartigen Fällen 
mit Angaben über Fabrikat, Modell, technische Überwachung, 
km-Stand, Hubraum, Zubehör und Preis als "im Auftrag zu 
verkaufen" an.

Die Beklagte und ihr Ehemann, die seinerzeit einen 
Pkw Renault R 4 besaßen, sahen sich an einem Samstag im 
Juli 1975 das Fahrzeugangebot der Firma MeflHan. Dabei 
kamen sie mit dem Kraftfahrzeugmeister Anton MefB, dem 
Mitinhaber der Firma, ins Gespräch. Diesem gelang es, 
die Eheleute M j H B  die zunächst ihr Desinteresse am 
Kauf eines Fahrzeugs bekundet hatten, zu einer Probe­
fahrt mit dem Wagen des Klägers zu bewegen. Anton M e ^ |  
führte den Alfasud auf der Fahrt von E f H H M  in 
tung ü f l H H H «  Auf der Rückfahrt von der Ausfahrt 
U ^ B H B ^ ^ ^ d ^ d t t e  B 10 fuhr auf Zu­
reden des Anton M e | H  hin die Beklagte den Wagen.
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Anton M ^ m  saß neben ihr. Beim Linksabbiegen in das 
Grundstück der Firma MeflB verursachte die Beklagte 
einen Zusammenstoß mit einem in der Einfahrt abge­
stellten Ford-Transit. Dabei wurde das Fahrzeug des 
Klägers v o m  rechts stark beschädigt. Der von der Firma 
M e U J  hinzugezogene Kraftfahrzeugsachverständige bezifferte 
den Reparaturkostenaufwand mit 3 003,95 DM und den Minder­
wert des Fahrzeugs mit 250 DM.

Der Kläger hat die Beklagte auf Zahlung von 
3 878,93 DM (3 336,30 DM Reparaturkosten + 250 DM 
Wertminderung + 272,60 DM Sachverständigenkosten 
+ 20 DM Auslagenpauschale) zuzüglich 10 % Verzugs­
zinsen in Anspruch genommen.

Das Landgericht hat der Klage nach Beweisaufnahme 
über Zustandekommen und Verlauf der Probefahrt bis auf 
einen Teil des Zinsanspruchs stattgegeben.

Das Berufungsgericht hat sie zur Hälfte abgewiesen.

Mit der zugelassenen Revision, deren Zurückweisung 
der Kläger beantragt, erstrebt die Beklagte die vollstän­
dige Abweisung der Klage.
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Entscheidungsgründe

Die Revision ist begründet.

I. Das Berufungsgericht hat die materielle Berech­
tigung des Klägers, Ersatz für den unfallbedingten Scha­
den an dem Pkw Alfasud geltend zu machen, bejaht. Dage­
gen wendet sich die Revision nicht.

II. Beide Vorinstanzen haben den geltend gemachten 
Schadensersatzanspruch nur unter dem Gesichtspunkt der 
unerlaubten Handlung (§ 823 Abs. 1 BGB) geprüft. Ansprüche 
aus Verschulden bei Kaufvertragsverhandlungen sind uner- 
örtert geblieben. Das begegnet im Ergebnis keinen Beden­
ken. In der für die Entscheidung des Rechtsstreits aus­
schlaggebenden Frage, ob die Ersatzpflicht der Beklagten 
auf vorsätzliche und grob fahrlässige Schadensverursachung 
begrenzt ist, könnte für eine vertragliche Ersatzpflicht 
nichts anderes gelten, als für diejenige aus Delikt.

III. Das Berufungsgericht hat als Schadensursache 
überhöhte, den Straßenverhältnissen und dem Können der 
Beklagten nicht angemessene Geschwindigkeit beim schar­
fen Einbiegen nach links zum Hof der M e ® J  KG angesehen.
Es hat ausgeführt, das plötzliche Versagen der Beklagten 
in der letzten Kurve der von ihr zurückgelegten Fahrt­
strecke habe entweder auf einem Bedienungsfehler oder 
auf einer Fehleinschätzung der Geschwindigkeit und der 
Fahreigenschaften des Alfasud benäht. Dies sei gerade 
für ungeübte Fahrer beim ersten "Umsteigen” auf ein an­
deres Fahrzeug typisch. Ein grobes Verschulden der Be­
klagten sei unter diesen Umständen nicht bewiesen.

Die Vorinstanz hat gemeint, auf eine Haftungsbe­
freiung für einfache Fahrlässigkeit könne die Beklagte
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sich nicht mit Erfolg berufen, denn ein allgemeiner 
Rechtssatz, wonach bei Probefahrten mit Kraftfahr­
zeugen die Haftung des Fahrers generell auf Vorsatz 
und grobe Fahrlässigkeit beschränkt, für einfache Fahr­
lässigkeit dagegen ausgeschlossen sei, könne nicht an­
erkannt werden. Die von der Rechtsprechung bejahte Haf­
tungsbeschränkung bei Probefahrten mit Fahrzeugen, die 
von Kraftfahrzeughändlern speziell zum Zwecke der Vor­
führung beim Neuwagenverkauf gehalten werden, dürfe 
nicht auf Probefahrten mit Gebrauchtwagen ausgedehnt 
werden.

IV. Die Revision steht demgegenüber auf dem Stand­
punkt, für Probefahrten mit Vorführwagen einerseits und 
Gebrauchtwagen andererseits müßten dieselben Haftungs­
grundsätze gelten.

1. Bei der Probefahrt mit einem Vorführwagen ist es 
gerechtfertigt, eine stillschweigend vereinbarte Haftungs­
beschränkung auf vorsätzliche oder grob fahrlässige Scha­
densverursachung anzunehmen, weil der Automobilhändler 
durch den Abschluß einer Fahrzeugvollversicherung das 
Risiko einer leicht fahrlässigen Beschädigung des Vor­
führwagens begrenzen kann. Der Kunde darf darauf ver­
trauen, für leicht fahrlässiges Verhalten nicht zu haf­
ten, es sei denn, der Kraftfahrzeughändler habe ihn vor 
Antritt der Probefahrt darauf aufmerksam gemacht, daß 
für den Vorführwagen keine Vollkaskoversicherung besteht 
(Senatsurteil vom 7. Juni 1972 - VIII ZR 35/71 = NJW 
1972, 1363).
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Die Verpflichtung des Kraftfahrzeughändlers, zum 
Schutze der Kunden eine Vollkaskoversicherung - sei es 
mit, sei es ohne Selbstbeteiligung - abzuschließen, ist 
einerseits mit den typischen Gefahren einer Probefahrt 
und außerdem damit begründet worden, der Abschluß einer 
Fahrzeugvollversicherung bedeute für den Kraftfahrzeug­
händler keine unzumutbare Belastung. Der erkennende Se­
nat hat ferner berücksichtigt, daß der Kaufinteressent 
praktisch nicht in der Lage ist, sich gegen die beson­
deren Risiken einer Probefahrt zu versichern. Eine pri­
vate Haftpflichtversicherung deckt sie nicht. Die Mög­
lichkeit, sich für das gelegentliche Führen oder Benutzen 
fremder Fahrzeuge zu versichern, besteht zwar, ist aber 
weithin unbekannt und lediglich für den - seltenen - 
Fall von Probefahrten im Zusammenhang mit einem in Aus­
sicht genommenen Fahrzeugerwerb nicht zumutbar.

An der im Senatsurteil vom 7. Juni 1972 ausgespro­
chenen versicherungstechnisch orientierten Risikovertei­
lung wird festgehalten, weil der für die Probefahrt be­
nutzte Vorführwagen einen erheblichen Vermögenswert dar­
stellt. Vorführwagen sind regelmäßig neuwertig. Das er­
fordert ihre Zweckbestimmung. Neben den Reparaturkosten 
hat die Unfallbeteiligung demgemäß auch eine beträcht­
liche Wertminderung zur Folge. Es ist deshalb wirtschaft­
lich geboten, das Beschädigungsrisiko neuwertiger Fahr­
zeuge durch eine Kaskoversicherung zu begrenzen.

2. Auf die Probefahrt mit einem Gebrauchtwagen 
treffen im wesentlichen die gleichen Gesichtspunkte zu.
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a) So besteht bei einer Probefahrt mit einem Ge­
brauchtwagen ebenso ein erhöhtes Unfallrisiko wie beim 
Test eines Vorführwagens. Der Probefahrer ist in der 
Regel mit den Besonderheiten des Wagens, den er zur 
Probe fährt, nicht vertraut. Das Ansprechen von Gas­
pedal und Bremsen, das Lenkverhalten, die Sichtverhält­
nisse mid die Abmessungen sind von Fahrzeug zu Fahrzeug 
verschieden. Bedienungshebel sind unterschiedlich ange­
bracht. Das gilt nicht selten auch für gleiche Modelle 
verschiedener Baujahre. Das Fahren eines unbekannten 
Fahrzeugtyps bringt deshalb UmstellungsSchwierigkeiten 
mit sich. Beim Gebrauchtwagen können sie - vornehmlich 
in kritischen VerkehrsSituationen - Je nach Alter und 
Erhaltungszustand selbst bei einem dem Probefahrer be­
kannten Modell auftreten. Ganz entscheidend aber ist, 
daß der Kaufinteressent auf der Probefahrt gerade die 
Fahreigenschaften des Modells, seine Kurvenlage, Be­
schleunigung und das Bremsverhalten testen möchte. Beim 
Probefahren eines Gebrauchtwagens besteht daran schon 
deswegen ein berechtigtes Interesse, weil beim Kauf re­
gelmäßig ein Gewährleistungsausschluß für Sachmängel 
vereinbart wird. Das Bestreben, den Wagen genau kennen- 
zulemen, verleitet den Probefahrer nicht selten dazu, 
das Auto schneller und schärfer zu fahren, als er es 
sonst tun würde. Darin liegt ein weiteres Gefahrenmoment 
Jeder Probefahrt, gleichgültig, ob sie mit einem neu­
wertigen Vorführwagen oder mit einem gebrauchten Fahr­
zeug unternommen wird.

b) Für den am Erwerb eines Gebrauchtwagens inter­
essierten Kunden ist das mit der Probefahrt verbundene 
Risiko praktisch ebensowenig versicherbar, wie die Ge­
fahren bei der Probefahrt mit einem Vorführwagen
(vgl. oben IV. 1.).
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c) Für den Kläger war dagegen der Abschluß einer 
Fahrzeugvollversicherung ohne weiteres möglich. Daß tat­
sächlich kein derartiger Versicherungsschutz bestand, 
kann ihm nicht angelastet werden. Es steht im Belieben 
eines privaten Kraftfahrzeughalters, ob er für sein 
Fahrzeug eine Vollkaskoversicherung abschließt, um die 
Risiken der Teilnahme am Straßenverkehr soweit wie mög­
lich einzugrenzen. Ihm kann auch nicht zugemutet werden, 
lediglich mit Rücksicht auf den beabsichtigten Verkauf 
des Wagens eine Fahrzeugvollversicherung abzuschließen. 
Andererseits kann auch derjenige, der ein vom privaten 
Halter angebotenes Fahrzeug probefährt, grundsätzlich 
nicht davon ausgehen, daß eine Fahrzeugvollversicherung 
besteht.

Im vorliegenden Falle hat der Kläger allerdings den 
Alfasud nicht selbst zum Verkauf angeboten, sondern sich 
der Firma M e ^ B a3-s "Vermittler” bedient und ihr ausdrück­
lich u.a. die Befugnis eingeräumt, Probefahrten durch 
Dritte im Rahmen des erteilten Auftrags vornehmen zu 
lassen. Für den Kraftfahrzeughändler, der auch bei die­
ser Art der Inzahlungnahme ein eigenes wirtschaftliches 
Interesse am Verkauf des Gebrauchtwagens hat, besteht 
in zumutbarer Weise die Möglichkeit, Fahrzeuge, die sich 
zum Zwecke des Verkaufs in seiner Obhut befinden, nach 
Nr. I 1. oder 4. der Sonderbedingung zur Haftpflicht- und 
Fahrzeugversicherung für Kraftfahrzeug-Handel und -Hand­
werk vom 14. Oktober 1970 (vgl. BAnz Nr. 201 vom 28. Okto­
ber 1970; Stiefel/Wussow/Hofmann, Kraftfahrtversicherung, 
10. Aufl. S. 745 ff) vollkasko zu versichern. Das war der 
Firma Melis und dem Kläger bekannt. Sie haben in dem Ver­
mittlungsauftrag vom 9. März 1975 vereinbart, daß der
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Vermittler nicht zur Versicherung des Fahrzeugs ver­
pflichtet ist. Der Gebrauchtwageninteressent indessen, 
dem bei der Anbahnung von Verkaufsverhandlungen ein 
Kraftfahrzeughändler gegenübertritt, wird gerade auch 
dann, wenn er als Vermittler tätig wird, also einen 
fremden, in seiner Obhut befindlichen Wagen vorstellt, 
darauf vertrauen, daß eine Fahrzeugversicherung besteht. 
Daraus könnte sich ergeben, daß der Eigentümer des Ge­
brauchtwagens, der dem vermittelnden Kraftfahrzeughänd­
ler zwar die Befugnis einräumt, Probefahrten durchzufüh­
ren oder vornehmen zu lassen, ihn aber nicht zum Abschluß 
einer Vollkaskoversicherung verpflichtet, sich im Falle 
eines Schadenseintritts bei der Probefahrt so behandeln 
lassen muß, als bestünde Versicherungsschutz nach Maßga­
be der Sonderbedingung zur Haftpflicht- und Fahrzeugver­
sicherung für Kraftfahrzeug-Handel und Kraftfahrzeug- 
Handwerk .

3. Zu einer abschließenden Entscheidung dieser Frage 
zwingt der vorliegende Fall nicht, denn hier ergibt sich 
eine Haftungsfreistellung der Beklagten für den leicht 
fahrlässig verursachten Schaden aus anderen vom Beru­
fungsgericht getroffenen tatsächlichen Feststellungen.

Der Mitinhaber der Firma Mel^Bhat danach der Be­
klagten die Probefahrt "trotz ihres Sträubens aufgedrängt 
und sie geradezu verlockt”. Der Senat verkennt nicht, daß 
der Kraftfahrzeughändler wegen seines legitimen wirtschaft­
lichen Interesses am Verkauf von Fahrzeugen regelmäßig 
nachhaltigen Einfluß auf mutmaßliche Kunden ausüben wird, 
um sie zu einer Probefahrt zu bewegen. Probefahrten wecken 
erfahrungsgemäß Kaufinteresse. Gegen solche Beeinflussung 
bestehen keine Bedenken, solange und soweit sie dazu
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dienen Kauflust hervorzurufen. Mag es deshalb angehen, 
daß der Zeuge Anton MeflB die Beklagte mit der Auffor­
derung zum Einsteigen bewegte, wenigstens einmal die 
Sitze auszuprobieren. Hingenommen werden kann ferner, 
daß er dann selbst den Alfasud fuhr. Angesichts der 
Tatsache, daß die Beklagte nach den Feststellungen der 
Vorinstanz Unsicherheit aufgrund mangelnder Fahrpraxis 
offenkundig werden ließ, durfte er sie das Fahrzeug 
aber nicht selbst führen lassen. Setzte er sich jedoch, 
wie das Berufungsgericht festgestellt hat, über den 
"Widerstand und die offenkundige Unsicherheit" der Be­
klagten hinweg, so liegt darin eine Freistellung der Be­
klagten von der Verantwortlichkeit für Schäden, die ge­
rade auf diese technische Unsicherheit zurückzuführen 
sind und nicht auf grober Fahrlässigkeit beruhen. Bei­
des hat das Berufungsgericht festgestellt. Die Haftungs­
freistellung ist wirksam geworden, bevor die Beklagte 
die Probefahrt selbst durchführte und gilt unabhängig 
von deren Verlauf.

Die von dem Zeugen M e f H  gewährte Haftungsfreistel­
lung muß der Kläger gegen sich gemäß § 278 BGB gelten las­
sen. Die Probefahrt diente der Anbahnung von Verkaufsver­
handlungen. Die Haftungsfreistellung erfaßt vertragliche 
Ersatzansprüche aus Verschulden bei Vertragschluß und de- 
liktische Ansprüche.

4. Da die Beklagte von der Ersatzpflicht für leicht 
fahrlässige, aufgrund fahrtechnischen Fehlverhaltens ver­
ursachte Schäden insgesamt und von vornherein freigestellt 
war, war für Abwägungen der Verantwortlichkeiten im Rahmen 
des § 254 BGB kein Raum.
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V. Das angefochtene Urteil und die Entscheidung 
des Landgerichts konnten danach nicht aufrechterhalten 
werden. Weiterer tatsächlicher Feststellungen bedarf es 
nicht. Deshalb konnte der erkennende Senat in der Sache 
selbst entscheiden (§ 565 Abs. 3 Nr. 1 ZPO) und die 
Klage abweisen.

Die Kosten des Rechtsstreits hat der Kläger als 
unterlegene Partei zu tragen (§91 ZPO).

Braxmaier Claßen Dr. Hiddemann

Wolf Merz
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